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und Gegenäußerung der Bundesregierung 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Der Bundesrat ist wie die Bundesregierung der 
Auffassung, daß die auf Konsolidierung gerich-
tete Finanzpolitik wesentlich dazu beigetragen 
hat, Wirtschaftswachstum zu bewirken, Preissta-
bilität und sinkende Zinsen zu erreichen und am 
Arbeitsmarkt eine positive Entwicklung zu för-
dern. 

Es zeigt sich, daß nur eine zurückhaltende Aus-
gabengestaltung und eine reduzierte Neuver-
schuldung Finanzierungsspielräume öffnen kön-
nen, um bereits beschlossene sowie auch künf-
tige Steuersenkungen solide abzusichern. Deut-
lich niedrigere Zuwächse bei den Zinsausgaben 
sind das Ergebnis der reduzierten Neuverschul-
dung; dennoch kann die Konsolidierung noch 
nicht als abgeschlossen betrachtet werden. 

2. Der Bundesrat geht davon aus, daß bei der Ge-
staltung der künftigen Haushalte Vorsorge ge-
troffen wird für die Finanzierung der spätestens 
1990 dringend erforderlichen weiteren Steuer-
senkung. Das Festhalten an einer zurückhalten-
den Ausgabenplanung insgesamt ist hierfür un-
abdingbar. 

3. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, 
auch künftig alle Möglichkeiten auszuschöpfen, 
um vor allem die Investitionsausgaben in be-
schäftigungsfördernden und zukunftsträchtigen 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun-
desrates, daß die Konsolidierungspolitik trotz der 
großen Fortschritte und der positiven Auswirkung 
auf Wachstum, Preise und Beschäftigung noch 
nicht als abgeschlossen betrachtet werden kann. Es 
besteht auch künftig die Notwendigkeit einer zu-
rückhaltenden Ausgabengestaltung und einer Re-
duzierung der Neuverschuldung, um die geplanten 
Steuersenkungen solide finanzieren zu können. 

Die Bundesregierung wird sich auch künftig bemü-
hen, bei der Fortschreibung der Finanzpläne Um-
schichtungsmöglichkeiten zu nutzen, um vor allem 
die Investitionsausgaben in beschäftigungsfördern-
den und zukunftsträchtigen Bereichen zu verstär-
ken. 
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Bereichen zu verstärken. Dabei sollten beson-
ders auch die Investitionsmittel für den Umwelt-
schutz, die Förderung neuer Technologien und 
weitere Infrastrukturmaßnahmen verbessert 
werden. Kreditfinanzierte Beschäftigungspro-
gramme mit ohnehin nur kurzfristiger Wirkung 
lehnt der Bundesrat nach wie vor ab. 

4. Der Bundesrat stellt fest, daß die Bundesregie-
rung wichtige Ansätze in gemeinsam finanzier-
ten Bereichen im Planungszeitraum zurückfüh-
ren will. Der Bundesrat weist nachdrücklich dar-
auf hin, daß er einen einseitigen Rückzug des 
Bundes aus gemeinsamen Finanzierungen kei-
nesfalls akzeptieren kann. Mit den Ländern sind 
vielmehr einvernehmliche Ausgleichsregelungen 
für den geplanten Abbau von Mischfinanzierun-
gen zu treffen. 
Der Bundesrat geht davon aus, daß für die zum 
1. Januar 1988 geplante Entflechtung des Städte-
baus angemessene Ausgleichsregelungen für die 
Länder getroffen werden, wobei die Länder da-
von ausgehen, daß Grundlage der Verhandlung 
das für 1986/87 festgelegte Programmvolumen 
ist. 


